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Editorial

er Mann auf der Treppe – 
Meister Galip – ist bekannt 
dafür, dass er über merk-

würdige Dinge nachdenkt: ›Wenn ich 
doch jeden Tag Waffeln essen könn-
te‹ dachte er, als er 5 war. ›Wenn ich 
doch in die Schule gehen könnte‹ 
dachte er, als er 10 war. ›Wenn ich 
doch die Messerschmiede meines 
Vaters vor dem Ruf zum Abendgebet 
verlassen könnte‹ dachte er, als er 
11 war. ›Wenn ich doch gelbe Schu-
he hätte, wenn mich doch die Mäd-
chen ansehen würden‹ dachte er, als 
er 15 war. ›Warum hat mein Vater sei-
ne Werkstatt geschlossen? Und die 
Fabrik ist nicht wie Vaters Werkstatt‹ 
dachte er, als er 16 war. … ›Werde ich 
mehr Lohn bekommen?‹ dachte er, 
als er 20 war. … ›Wenn ich arbeitslos 
werde‹ dachte er, als er 22 war. (Hik-
met, 1980, S. 11f.)

Soziale Arbeit zielt auf die Verbes-
serung der Lebensbedingungen, Teil-
habemöglichkeiten und Selbstverwirk-
lichung, die Überwindung strukturell-
gesellschaftlicher und individueller 
Behinderungen und Ausschlussme-
chanismen, die Verwirklichung von 
Bildungschancen und Kinderrechten, 
bürgerlichen und politischen Rech-
ten und eine gerechte Verteilung von 
Gütern sowie das Recht auf soziale 
und ökonomische Entwicklung (Rose-
mann, 2004). Die Bedeutung der Men-
schenrechte für die Soziale Arbeit ist in 
zentralen Grundlagentexten, wie dem 
UN-Manual »Human Rights and So-
cial Work« (UN, IFSW & IASSW, 1992) 
oder der von mehr als 80 Berufsver-
bänden der International Federation of 
Social Workers (IFSW) verabschiede-
ten Definition Sozialer Arbeit (2000), 
verwurzelt. Die Orientierung an Men-
schenrechten entfaltet ihre Relevanz 
für die praktische Klinische Arbeit als 
»zusätzliche, individual- und gesell-
schaftsdiagnostische Kategorie zur 
Beschreibung der Problem- und Res-
sourcenlage von AdressatInnen Sozia-
ler Arbeit« (Staub-Bernasconi, 2008, S. 
11). Durch die gesellschaftsbezogene 
und damit politische Analyse der Ver-
hältnisse, in denen individuelles Leid 
entsteht, ver- und behandelt wird, ent-
wickelt Klinische Sozialarbeit ein ei-
genständiges Mandat, das neben der 
Verbesserung der Lebensbedingun-
gen für Individuen und Gruppen und 
der gesellschaftlichen Verhältnisse auf 
die Verwirklichung von Menschen-

rechten, also auf einen verbindlichen 
Ethikkodex in der Gesellschaft zielt. In 
diesem Sinn wäre Klinische Sozialar-
beit eine Menschenrechtsprofession, 
welche auf den Ebenen Diagnostik, 
Behandlung und Evaluation ein eige-
nes Instrumentarium zu entwickeln hat 
und damit auch ein politisches Mandat 
zu verwirklichen hätte.

uf diesen Überlegungen auf-
bauend argumentiert Petra 
Stockmann in ihrem Beitrag, 

dass menschenrechtsbewusstes Han-
deln in der klinischen Alltagspraxis 
keine optionale ethische Perspekti-
ve ist, sondern zum Qualitätsstandard 
Klinischer Sozialarbeit gehören muss. 
Da sich die Achtungs-, Schutz- und 
Gewährleistungspflicht des Staates 
mit Bezug auf Menschenrechte auch 
auf die Arbeitsbereiche Klinischer So-
zialarbeiterInnen erstreckt, kann ihr 
Handeln von Dritten an geltenden 
menschenrechtlichen Normen gemes-
sen werden. Im Beitrag wird in aller 
Kürze in ausgewählte Aspekte des in-
ternationalen Menschenrechtsschutz-
systems eingeführt und erläutert, 
welche Verbindlichkeit den in Men-
schenrechtskonventionen enthaltenen 
Rechten und Normen in Deutschland 
zukommt. Anschließend skizziert die 
Autorin, was ein weitergehendes Ver-
ständnis von Menschenrechten als 
Grundlage Klinischer Sozialarbeit be-
deuten könnte.

Hendrik Cremer verdeutlicht, dass 
die Bedeutung der UN-Kinderrechts-
konvention (KRK) in Deutschland nicht 
ausreichend zur Kenntnis genommen 
wird. Die Gesetzgebung muss umfas-
send auf den Prüfstand gestellt wer-
den, um sie mit den Vorgaben der 
KRK in Einklang zu bringen. Zudem 
weist Cremer darauf hin, dass es bis 
heute nur wenige Entscheidungen 
deutscher Gerichte gibt, die anerken-
nen, dass die KRK subjektive Rechte 
beinhaltet, die in der innerstaatlichen 
Rechtsordnung als geltendes Recht zu 
beachten sind. Als besondere Charak-
teristika der KRK hebt er den weitrei-
chenden Maßstab des Vorrangs des 
Kindeswohls (Art. 3 Abs. 1 KRK) wie 
auch das Recht des Kindes, angehört 
zu werden (Art. 12 KRK), hervor. An-
schließend zeigt er am Beispiel von 
Art. 20 KRK die mangelnde Beach-
tung der KRK hinsichtlich unbegleite-
ter minderjähriger Flüchtlinge auf. 

In Ihrem Beitrag beschreiben Nina 
Schroeder und Sibylle Gurzeler den 
vom Zentrum für Postgraduale Studi-
en Sozialer Arbeit in Berlin seit 2002 
angebotenen Kooperationsstudien-
gang »Master of Social Work – Soziale 
Arbeit als Menschenrechtsprofessi-
on«. Der Artikel begründet zunächst, 
warum Menschenrechte als norma-
tive Leitlinien für die Soziale Arbeit 
von grundlegender Bedeutung sind. 
Sie erläutern das Studienkonzept und 
dessen Zielrichtung, die Menschen-
rechtsthematik in Lehre, bei in- oder 
ausländischen Praxisprojekten und in 
der eigenen Organisation einfließen zu 
lassen und umzusetzen. Exem plarisch 
wird die Beteiligung von Studieren-
den des ZPSA e. V. an einem UNO-
Beschwerdeinstrument vorgestellt. 
Abschließend wird erläutert, wie das 
im Studium erworbene professionel-
le Selbstverständnis die Arbeit in den 
verschiedenen Feldern der Sozialen 
Arbeit verändert und welche Chancen, 
aber auch Schwierigkeiten den Absol-
ventInnen auf dem Arbeitsmarkt be-
gegnen.

Gülcan Akkaya gibt in ihrem Bei-
trag abschließend Hinweise zum Stu-
dienprogramm »Soziale Arbeit und 
Menschenrechte« an der Hochschu-
le Luzern, die bisherigen Erfahrungen 
im interdisziplinären Studienangebot 
Menschenrechte und zum Bezug der 
Menschenrechtsthematik zur Sozialen 
Arbeit.

Für die Redaktion:
Gernot Hahn
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Menschenrechtsbewusstes Handeln 
als Qualitätsstandard Klinischer Sozialarbeit
Petra Stockmann

»Prinzipien der Menschenrechte und der 
sozialen Gerechtigkeit sind grundlegend 
für die Soziale Arbeit. … Menschenrech-
te und soziale Gerechtigkeit dienen als 
Motivation und Rechtfertigung für sozi-
alarbeiterisches Handeln« (IFSW, 2000; 
Übersetzung P.S.), heißt es in der inter-
nationalen Definition Sozialer Arbeit, die 
2001 von der International Federation of 
Social Workers (IFSW) und der Internatio-
nal Association of Schools of Social Work 
(IASSW) beschlossen wurde. 

Man kann verschiedene Argumen-
te für die Wichtigkeit einer Bezugnahme 
auf Menschenrechte und für ein mögli-
ches Verständnis Klinischer Sozialarbeit 
als Menschenrechtsarbeit anführen. Im 
Folgenden werde ich den Fokus meiner 
Argumentation darauf legen, dass m. E. 
menschenrechtsbewusstes Handeln in 
unserer sozialarbeiterischen Alltagspra-
xis keine optionale ethische Perspektive 
ist, sondern zum Qualitätsstandard Kli-
nischer Sozialarbeit gehören muss. Da 
sich die Achtungs-, Schutz- und Gewähr-
leistungspflicht des Staates mit Bezug 
auf Menschenrechte auch auf unsere Ar-
beitsbereiche erstreckt, kann unser Han-
deln von Dritten an geltenden menschen-
rechtlichen Normen gemessen werden. 
Um diese Auffassung zu erläutern, sol-
len zunächst ein paar Worte zum Thema 
Menschenrechte und deren Verbindlich-
keit in Deutschland gesagt werden, bevor 
ich skizziere, was es m. E. in einem weiter-
gehenden Sinne bedeuten könnte, Men-
schenrechte als eine Grundlage Klinischer 
Sozialarbeit zu betrachten.

Zur Verbindlichkeit der 
Menschrechtskonventionen

Seit der Verabschiedung der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte 1948 sind 
auf internationaler Ebene zahlreiche Men-
schenrechtsinstrumente entstanden. Allein 
die Website des Office of the United Na -
tions High Commissioner for Human Rights 
(www.ohchr.org) nennt etwa einhundert: 
Konventionen und Pakte sowie ihre Fakul-
tativprotokolle, denen Staaten durch Ra-
tifikation beitreten und die eine hohe Ver-
bindlichkeit haben, ferner Erklärungen, 
Richtlinien und Prinzipien. Hinzu kommen 
regionale Menschenrechtsinstrumente, für 
Eu ropa jene im Rahmen des Europarates 
mit seinen 47 Mitgliedsstaaten. 

Besondere Bedeutung und Verbindlich-
keit haben Menschenrechtsübereinkom-

men, zu denen auf internationaler Ebe-
ne Individual- oder Kollektivbeschwer-
demöglichkeiten existieren bzw. im Auf-
bau sind. Im Rahmen der Vereinten Nati-
onen sind dies vor allem die folgenden, 
die ich hier mit den gängigen, wenn auch 
nicht immer glücklichen, Kurzbezeichnun-
gen nenne: die Anti-Rassismus-Konventi-
on, der Zivilpakt, der Sozialpakt, die Frau-
enrechtskonvention, die Anti-Folter-Kon-
vention, die Kinderrechtskonvention, die 
Wanderarbeiterkonvention, die Behinder-
tenrechtskonvention und die Konvention 
gegen Verschwindenlassen. Auf Europa-
ratsebene existieren Individual- bzw. Kol-
lektivbeschwerdemöglichkeiten für die 
Europäische Menschenrechtskonvention 
und die (Revidierte) Europäische Sozial-
charta. Dass für alle genannten Konventi-
onen Individual- oder Kollektivbeschwer-
demechanismen existieren oder im Auf-
bau sind, zeigt, dass im Rahmen des in-
ternationalen Menschenrechtsschutzsys-
tems soziale, wirtschaftliche und kulturel-
le Rechte ebenso wie bürgerliche und po-
litische als einklagbar angesehen werden. 

Deutschland hat bis auf die Wanderar-
beiterkonvention alle genannten Konven-
tionen ratifiziert. Internationale Individual-
beschwerdeverfahren akzeptiert Deutsch-
land zurzeit für den Zivilpakt, die Anti-Ras-
sismus-Konvention, die Anti-Folter-Kon-
vention, die Frauenrechtskonvention, die 
Behindertenrechtskonvention und die Eu-
ropäische Menschenrechtskonvention. 
Auch wenn Deutschland internationa-
le Beschwerdemechanismen für den So-
zialpakt und die Europäische Sozialchar-
ta ablehnt, ist die Rechtsauffassung, wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rech-
te seien nur Programmsätze und prinzipi-
ell nicht justiziabel, im Wandel begriffen. 
Auch deutsche Gerichte vertreten diesbe-
züglich inzwischen unterschiedliche Posi-
tionen (Schneider, 2004, S. 39f.). 

Was den Umfang der Staatenver-
pflichtungen betrifft, gilt international der 
Grundsatz der Pflichtentrias der Staa-
ten, nämlich der Achtungs-, Schutz- und 
Gewährleistungspflicht, die sich auf alle 
Menschenrechte erstreckt. Achtungs-
pflicht bedeutet dabei, dass der Staat 
selbst die Rechte nicht verletzt; Schutz-
pflicht besagt, dass der Staat die Einzel-
nen vor Verletzungen ihrer Rechte durch 
Dritte schützt; Gewährleistungspflicht 
meint, dass der Staat die Rechte durch 
Bereitstellung von Leistungen und Mit-
teln ermöglicht (z. B. Cremer, 2011, S. 10). 

Der Grad der Verpflichtung variiert dabei 
abhängig von der Art der festgeschrie-
benen Rechte und Normen: Einige Ver-
pflichtungen sind unmittelbar anwendbar, 
etwa das Diskriminierungsverbot, für an-
dere Rechte gilt die Pflicht zur progressi-
ven Verwirklichung (Deutsches Institut für 
Menschenrechte, 2009).

Die Stellung internationaler Men-
schenrechtsübereinkommen im deut-
schen Rechtssystem wird durch Recht-
sprechung des Bundesverfassungsge-
richts gestärkt, die das Gebot der völker-
rechtskonformen Auslegung innerstaat-
lichen Rechts festschreibt. Dieses Gebot 
gilt auch für Behörden, deren Ermessens-
spielräume somit durch Rechte und Nor-
men aus in Deutschland geltenden Men-
schenrechtsübereinkommen begrenzt 
werden (Schneider, 2004, S. 41). 

Menschenrechtsbewusstes 
Handeln in der Praxis 
Klinischer Sozialarbeit

Was heißt das Gesagte nun für Klinische 
SozialarbeiterInnen? Als MitarbeiterInnen 
in Behörden sind wir – als Teil der Exekuti-
ve des Staates – verpflichtet, im Einklang 
mit den in innerstaatliches Recht über-
führten Menschenrechtsübereinkom-
men zu handeln. In anderen Arbeitsberei-
chen sind wir potenzielle AdressatInnen 
der erwähnten Schutz- und Gewährleis-
tungspflicht des Staates, d. h., unser Han-
deln kann an menschenrechtlichen Nor-
men gemessen werden. Explizit hat sich 
Deutschland beispielsweise als Vertrags-
staat der Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (CRPD), ei-
ner für die Klinische Sozialarbeit zentra-
len Konvention (vgl. Stockmann, 2011), 
dazu verpflichtet, »dafür zu sorgen, dass 
die staatlichen Behörden und öffentli-
chen Einrichtungen im Einklang mit die-
sem Übereinkommen handeln« (Art. 4/1d 
CRPD) und »die Schulung von Fachkräf-
ten und anderem mit Menschen mit Be-
hinderungen arbeitendem Personal auf 
dem Gebiet der in diesem Übereinkom-
men anerkannten Rechte zu fördern, da-
mit die aufgrund dieser Rechte garantier-
ten Hilfen und Dienste besser geleistet 
werden können« (Art. 4/1i CRPD). 

Als Klinische SozialarbeiterInnen kön-
nen wir natürlich auch mehr tun und pro-
aktiv für Menschenrechte eintreten oder, 
wie es in der internationalen Definiti-
on Sozialer Arbeit heißt, Menschenrech-
te als grundlegend für unsere Arbeit be-
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trachten. Dabei kann m. E. jedes sozialar-
beiterische Handeln, welches Schutz und 
Realisierung von Menschenrechten be-
fördert, durchaus als Menschenrechtsar-
beit verstanden werden, egal ob die ent-
sprechenden Interventionen auf die Klien-
tInnen und ihre engsten Bezugspersonen 
bezogen sind und z. B. Kompetenzerweite-
rung mittels sozial- oder psychotherapeu-
tischer Methoden umfassen, ob es sich 
dabei um Advocacy-Arbeit, also anwalt-
schaftliches Eintreten, gegenüber Dritten 
handelt, um Rechte von KlientInnen zu 
schützen oder durchzusetzen, oder ob es 
um allgemeine menschenrechtliche Lob-
byarbeit auf politischer Ebene geht.

Ein Beispiel für ein Verständnis sozial-
therapeutischer Arbeit als Menschen-
rechtsarbeit: Wenn eine Klinische Sozial-
arbeiterin einem Klienten Strategien ver-
mittelt, sich gegen Hänseleien z. B. in der 
Schule zu schützen, wenn sie seine sozia-
len Kompetenzen und sein Selbstbewusst-
sein so stärkt, dass er in einer Gruppe von 
Peers integriert wird und so weniger anfäl-
lig für Hänseleien ist, wenn sie daran ar-
beitet, dass in der Schule dafür Sorge ge-
tragen wird, ihn vor Schikanen zu schüt-
zen, wenn sie unter Peers ein Verständ-
nis für das spezielle Sein des Klienten för-
dert, trägt sie mit all diesen Interventionen 
dazu bei, in Menschenrechtskonventionen 
festgeschriebene Rechte und Normen zu 
realisieren – u. a. Diskriminierungsverbot, 
Schutz vor jeder Form von Gewalt sowie 
Recht auf Achtung der körperlichen und 
seelischen Unversehrtheit. 

Bezugnahme auf Menschenrechte in 
unserer Arbeit kann also bedeuten, die Fä-
higkeit zu entwickeln, Problemlagen von 
KlientInnen auch in menschenrechtlichen 
Kategorien zu konzeptualisieren – im obi-

gen Beispiel: das Schikanieren u. a. als 
eine Verletzung des Rechts auf Achtung 
der seelischen Unversehrtheit zu sehen 
– und, damit einhergehend, Bedürfnisse 
und Bedarfe von KlientInnen auch in Ka-
tegorien von Rechten zu denken und dar-
zustellen (vgl. UN et al., 1994, S. 5; Ife, 
2001/2008, S. 93). Das große Spektrum 
an kodifizierten Rechten bietet viele Mög-
lichkeiten dazu. Diese Fähigkeit kann 
nützlich sein, um Rechte von KlientInnen 
durchsetzen zu helfen. Denn ein Verweis 
auf Menschenrechte kann u. U. – aus o. g. 
Gründen – ein deutlich stärkeres Argu-
ment gegenüber Kostenträgern wie z. B. 
Jugend- und Sozialämtern sein als der 
Verweis auf Bedürfnisse und Bedarfe. 

Menschenrechte als Referenzpunkt in 
der Praxis zu haben, bedeutet ferner, Hal-
tung und Verhalten gegenüber KlientInnen 
an Menschenrechten zu orientieren. Dazu 
gehört u. a., unsere Sprache und Begriff-
lichkeiten an menschenrechtlichen Nor-
men zu überprüfen. Ein Beispiel für Begriff-
lichkeiten: Die Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen schreibt 
ein Verständnis von Behinderung fest, dass 
diese nicht mehr im Individuum verortet, 
sondern als gesellschaftlich konstruiert ver-
steht. Das heißt, wir sollten uns so weit wie 
möglich von den obsolet gewordenen Be-
grifflichkeiten körperliche, seelische, geisti-
ge Behinderung verabschieden. 

Menschenrechte als Grundlage unse-
rer Arbeit zu haben, kann auch bedeuten, 
eine menschenrechtliche Alltagskultur im 
Umfeld der KlientInnen befördern zu hel-
fen, ferner das Prozedere des Hilfeprozes-
ses insgesamt, Strukturen von Institutio-
nen, Umgang mit KollegInnen etc., einer 
Überprüfung nach menschenrechtlichen 
Kriterien zu unterziehen (für Weiteres vgl. 

z. B. Ife, 2001/2008, S. 188ff.). 
Menschenrechtsbewusstes Handeln 

als Qualitätsstandard Klinischer Sozialar-
beit zu haben, ist ein hoher Anspruch, zu 
dessen Umsetzung es eines entsprechen-
den Willens sowie gemeinsamer Anstren-
gungen in Lehre, Forschung und Praxis 
bedarf.

Literatur
Cremer, H. (2011). Die UN-Kinderrechtskonvention. 

Geltung und Anwendbarkeit in Deutschland nach 
der Rücknahme der Vorbehalte. Berlin: Deutsches 
Institut für Menschenrechte. Online verfügbar: 
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/up-
loads/tx_commerce/die_un_kinderrechtskonventi-
on.pdf [ 20.04.2012].

Deutsches Institut für Menschenrechte (2009). Stel-
lungnahme der Monitoring-Stelle zur UN-Behin-
dertenrechtskonvention. Berlin: Deutsches Insti-
tut für Menschenrechte. Online verfügbar: http://
www.institut-fuer-menschenrechte.de/de/presse/
stellungnahmen/stellungnahme-der-monitoring-
stelle-zur-un-behindertenrechtskonvention.html 
[20.04.2012].

Ife, J. (2008). Human rights and social work. Towards 
rights-based practice. 2nd rev. ed. Cambridge: 
Cambridge University Press. (Erstauflage erschie-
nen 2001.)

International Federation of Social Workers (IFSW) 
(2000). Definition of Social Work. Online verfügbar: 
http://ifsw.org/resources/definition-of-social-work 
[15.05.2012].

Schneider, J. (2004). Die Justiziabilität wirtschaftli-
cher, sozialer und kultureller Menschenrechte. Ber-
lin: Deutsches Institut für Menschenrechte. Online 
verfügbar: http://www.institut-fuer-menschenrech-
te.de/uploads/tx_commerce/studie_die_justiziabi-
litaet_wirtschaftlicher_sozialer_u_kultureller_men-
schenrechte.pdf [18.01.2012].

Stockmann, P. (2011). Klinische Sozialarbeit als Men-
schenrechtsarbeit – was könnte das heißen? Co-
burg: IPSG. Online verfügbar: http://www.zks-ver-
lag.de/klinische_sozialarbeit_als_menschenrechts-
arbeit [25.05.2012] [20.04.2012].

United Nations (UN), International Federation of So-
cial Workers (IFSW) & International Association of 
Schools of Social Work (IASSW) (1994). Human 
rights and social work. A manual for schools of so-
cial work and the social work profession. New York, 
Geneva: Centre for Human Rights. Available onli-
ne: http://www.ifsw.org/cm_data/Human_Rights_
and_Social_Work.pdf [ 18.01.2012].

Die Bedeutung der UN-Kinderrechtskonvention 
wird in Deutschland bis heute unterschätzt

Hendrik Cremer
Vor 20 Jahren, am 5. April 1992, trat das 
Übereinkommen über die Rechte des Kin-
des, die sogenannte UN-Kinderrechtskon-
vention (KRK), in Deutschland in Kraft. Im 
Grunde noch wesentlicher als die Ratifika-
tion der Konvention vor 20 Jahren war der 
Schritt, den Deutschland im Jahr 2010 un-
ternommen hat, nämlich die Rücknahme 
der Vorbehalte. Zuvor hatte Deutschland 
die Konvention nur mit erheblichen Vorbe-
halten anerkannt, die auf umfassende Ein-
schränkungen der Verpflichtungen aus der 
Konvention abzielten. Die Vorbehalte führ-
ten dazu, dass die KRK in der deutschen 
Rechtspraxis in der Vergangenheit beinahe 
keine Rolle spielte. Nach vielfältiger und an-
haltender Kritik – auch vom UN-Ausschuss 

für die Rechte des Kindes – hat Deutsch-
land die Vorbehalte zur KRK schließlich zu-
rückgenommen. Gesetzliche Änderungen, 
welche die deutsche Rechtsordnung mit 
den Vorgaben der KRK in Einklang brin-
gen, gingen damit allerdings nicht einher. 

Durch die erfolgte Rücknahme der deut-
schen Vorbehalte wurde aber der Weg da-
für frei gemacht, dass die Rechte der Kon-
vention innerstaatlich von Behörden und 
Gerichten angewendet werden. Aller-
dings wird die Bedeutung der KRK für die 
innerstaatliche Rechtspraxis noch nicht 
ausreichend anerkannt. Bis heute gibt es 
nur wenige Entscheidungen deutscher 
Gerichte, welche anerkennen, dass die 

KRK subjektive Rechte beinhaltet, die als 
geltendes Recht in der innerstaatlichen 
Rechtsordnung zu beachten sind. 

Der Beitrag wird die weitreichende Be-
deutung der KRK verdeutlichen. Der Fo-
kus richtet sich dabei auf den umfassend 
verankerten Maßstab des Vorrangs des 
Kindeswohls (Art. 3 Abs. 1 KRK) und das 
Recht des Kindes, gehört zu werden (Art. 
12 KRK), als besondere Charakteristika der 
KRK. Anschließend werden am Beispiel 
von Art. 20 KRK Defizite Deutschlands bei 
der Beachtung der Konvention hinsichtlich 
unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge 
aufgezeigt. Art. 20 KRK ist für diese Min-
derjährigen von erheblicher Relevanz; er 
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beinhaltet ein Recht auf alternative Ersatz-
betreuung zum Wohl des Kindes.

Charakteristika der KRK

Die KRK enthält Rechte, die für alle Min-
derjährigen bis zur Vollendung des 18. 
Lebensjahres (Art. 1 KRK) gelten. Sie be-
kräftigt den Geltungsanspruch aller Men-
schenrechte für Kinder und Jugendliche 
und baut dabei auf dem Bestand bereits 
zuvor existierender menschenrechtlicher 
Übereinkommen auf. Um den Menschen-
rechtsschutz für Kinder zu verbessern, 
konkretisiert sie die mit den Rechten kor-
respondierenden staatlichen Verpflichtun-
gen. Sämtliche Bestimmungen der KRK 
sind geltendes Recht in Deutschland und 
als solches von den staatlichen Behörden 
und Gerichten zu beachten. 

Als besondere Charakteristika der KRK 
sind der weitreichende Maßstab des Vor-
rangs des Kindeswohls (Art. 3 Abs. 1 KRK) 
wie auch das Recht des Kindes, angehört 
zu werden (Art. 12 KRK), hervorzuheben. 
Beide Normen haben eine herausragende 
Bedeutung innerhalb der KRK.

Art. 3 Abs. 1 KRK enthält die staatliche 
Verpflichtung, das Wohl des Kindes bei al-
len Maßnahmen, die Kinder betreffen, als 
einen vorrangigen Gesichtspunkt zu be-
rücksichtigen. Damit ist der Maßstab des 
Vorrangs des Kindeswohls – erstmals in ei-
ner Menschenrechtskonvention – umfas-
send verankert worden. Er gilt in sämtlichen 
Lebensbereichen und Rechtsgebieten des 
nationalen Rechts. Wenngleich der Vorrang 
des Kindeswohls nicht absolut ist, was sich 
bereits aus dem Wortlaut der Norm ergibt, 
ist das Kindeswohl demnach grundsätz-
lich als ein prinzipiell vorrangiger Gesichts-
punkt zu berücksichtigen. Art. 3 Abs. 1 KRK 
kommt – wie noch am Beispiel von Art. 20 
KRK aufgezeigt wird – sowohl im Rahmen 
der Gewährleistung und Auslegung der in 
der KRK garantierten Rechte als auch bei 
der Abwägung kollidierender Rechtsgüter 
zentrale Bedeutung zu. Der Begriff des Kin-
deswohls ist dabei so auszulegen, dass er 
mit sämtlichen sich aus der Konvention er-
gebenden Rechten in Einklang steht und 
ihre Realisierung fördert. 

Hervorzuheben ist des Weiteren das 
Recht des Kindes, in allen das Kind be-
rührenden Angelegenheiten angehört zu 
werden (Art. 12 KRK). Dabei handelt es 
sich nicht nur um ein rein formales An-
hörungsrecht. Die KRK gibt vor, dass die 
Meinung des Kindes angemessen und 
entsprechend seinem Alter und seiner 
Reife zu berücksichtigen ist. 

Art. 12 bringt einen grundlegenden 
Wandel im Verständnis des Kindes zum 
Ausdruck: Es ist anzuhören, ernst zu neh-
men und an Entscheidungen zu beteili-
gen. Die Norm spielt für die Ausgestal-
tung innerstaatlicher Verfahren und ein-

zelne Entscheidungen, welche die Ange-
legenheiten von Kindern berühren, eine 
wesentliche Rolle. Art. 12 hat zugleich er-
hebliche Konsequenzen für das Verständ-
nis und die Bestimmung des Kindeswohls 
im Einzelfall, denn das Kindeswohlprinzip 
der KRK und Art. 12 der Konvention ste-
hen in einem unmittelbaren Zusammen-
hang. Um die individuelle Lage und das 
Kindeswohl im konkreten Fall ermitteln 
zu können, können Kinder wichtige Infor-
mationen, Sichtweisen und Erfahrungen 
beisteuern, die bei der Entscheidungsfin-
dung zu berücksichtigen sind. 

Das Recht, angehört zu werden, ist in 
allen das Kind berührenden Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren zu beachten (Art. 
12 Abs. 2 KRK). Es gilt sowohl für Verfah-
ren, die vom Kind in Gang gesetzt wer-
den, als auch für solche, die andere ein-
geleitet haben und Kinder berühren. Sol-
che Verfahren können etwa den Bildungs-
weg von Kindern oder familienrechtliche 
Entscheidungen betreffen oder Krisen- 
und Notsituationen des Kindes, seine Be-
treuung außerhalb der Familie oder auf-
enthalts- und asylrechtliche Entscheidun-
gen zum Gegenstand haben.

Zum Inhalt des Art. 20 KRK

Besondere Bedeutung für unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge hat Art. 20 KRK, 
der ein Recht auf alternative Ersatzbetreu-
ung zum Wohl des Kindes begründet. Aus-
gangspunkt des Rechtsanspruchs ist eine 
konkrete Notsituation des Kindes (Abs. 1). 

Das Recht gilt für alle Minderjährigen 
(Art. 1 KRK), die sich vorübergehend oder 
dauerhaft in einer Situation ohne familiä-
ren Schutz befinden und daher auf alterna-
tive Ersatzbetreuung angewiesen sind (Art. 
20 Abs. 1 KRK). Für unbegleitete Minder-
jährige, die einen Flüchtlingsstatus oder 
Schutz nach internationalem oder natio-
nalem (Asyl-)Recht begehren oder erfolg-
reich erhalten, wird in der KRK explizit klar-
gestellt, dass das Recht auf alternative Er-
satzbetreuung auch für diese Kinder und 
Jugendlichen gilt (Art. 22 Abs. 2 S. 2).

In Bezug auf die Sicherstellung alterna-
tiver Betreuungsformen bleibt dem Staat 
zwar ein Handlungsspielraum hinsichtlich 
der Art der Betreuungsformen (Abs. 3 S. 
1) wie auch ihrer Ausgestaltung (Abs. 2), 
nicht aber hinsichtlich der Sicherstellung 
selbst (Abs. 2). In jedem Fall (»falls erfor-
derlich«) hat der Staat eine Betreuung und 
Unterbringung in einer geeigneten Kin-
derbetreuungseinrichtung (Abs. 3 S. 1) zu 
garantieren. 

Die Norm nennt des Weiteren Gesichts-
punkte, die bei jeder Einzelentscheidung 
einzubeziehen sind (Abs. 3 S. 2). Demnach 
sind die erwünschte Kontinuität in der Er-
ziehung sowie der ethnische, religiöse, 
kulturelle und sprachliche Hintergrund des 

Kindes jeweils gebührend zu berücksich-
tigen. Dass das Kindeswohl nach Art. 20 
KRK letztlich das übergeordnete Kriterium 
der Entscheidung im Einzelfall ist, ergibt 
sich aus der Auslegung der Norm unter 
Berücksichtigung von Art. 3 Abs. 1 KRK. 

Art. 20 KRK und unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge

Es ist mit Art. 20 KRK nicht vereinbar, un-
begleitete Minderjährige an der Grenze zu-
rückzuweisen. Zudem verstößt es gegen 
Art. 20 KRK, Minderjährigen den Zugang 
zur Unterbringung im Rahmen der Kin-
der- und Jugendhilfe zu verwehren und 
sie in Asylbewerberunterkünften unterzu-
bringen. Art. 20 KRK hat uneingeschränk-
te Geltung für unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge, sodass ihr Zugang zur Kinder- 
und Jugendhilfe zu gewährleisten ist. Un-
ter dem Begriff der geeigneten Kinderbe-
treuungseinrichtung im Sinne des Art. 20 
KRK sind grundsätzlich alle im Rahmen der 
Kinder- und Jugendhilfe geeigneten For-
men stationären und betreuten Wohnens 
zu verstehen. Wesentlich ist demnach, 
dass die Einrichtungen über die erforder-
lichen Betriebsgenehmigungen nach der 
Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) verfü-
gen, bei deren Erteilung die Sicherstel-
lung des Kindeswohls eine zentrale Rolle 
zu spielen hat. Asylbewerberunterkünfte 
fallen nicht darunter; es handelt sich da-
bei weder um Kinderbetreuungseinrich-
tungen noch sind sie zur Unterbringung 
von Kindern und Jugendlichen geeignet. 
Bei der Unterbringung in Asylbewerber-
unterkünften findet das Kindeswohl keine 
Beachtung, vielmehr können aus dieser 
Art der Unterbringung erhebliche Gefah-
ren für das Kindeswohl resultieren.

Darüber hinaus kann Art. 20 KRK ein 
Abschiebungshindernis begründen. Denn 
die Herausnahme von Minderjährigen aus 
einer Einrichtung der Kinder- und Jugend-
hilfe oder aus einer Pflegefamilie ist nur 
dann rechtlich zulässig, wenn sie ein le-
gitimes Ziel verfolgt und im Lichte des 
Kindeswohlmaßstabs verhältnismäßig 
ist. Eingriffe in die durch Art. 20 KRK ge-
schützte Rechtsposition dürfen grund-
sätzlich nur unter Beachtung des Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatzes im Lichte des 
Kindeswohlmaßstabs erfolgen. Dies gilt 
auch für aufenthaltsbeendende Maßnah-
men. Dabei haben aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen, die das Kindeswohl konkret 
gefährden, in jedem Fall zu unterbleiben.

Auch für die Frage, ob unbegleitete Min-
derjährige in Abschiebungshaft genom-
men werden dürfen, kommt Art. 20 KRK 
zentrale Bedeutung zu. Wird der Staat 
etwa auf einen unbegleiteten Minderjähri-
gen beim Überschreiten der Außengren-
zen oder im Inland aufmerksam, darf die-
ser nicht inhaftiert werden. Er ist vielmehr 
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Der Studiengang »Master of Social Work – 
Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession«

Nina Schroeder und Sibylle Gurzeler
»Wenn es diesen Studiengang nicht 
gäbe, müsste man ihn erfinden!«*

Das Zentrum für Postgraduale Studien 
Sozialer Arbeit in Berlin bietet seit 2002 
den Kooperationsstudiengang »Master 
of Social Work – Soziale Arbeit als Men-
schenrechtsprofession« an (vgl. ZPSA, 
2005, 2011). Ziel des Studiengangs ist 
die Ausbildung von Professionellen der 
Sozialen Arbeit, die die Menschenrechts-
thematik in Lehre, bei in- und/oder aus-
ländischen Praxisprojekten und in der 
eigenen Organisation einfließen lassen 
und umsetzen können.

Studiengang »Soziale Arbeit als 
Menschenrechtsprofession«?

Der Masterstudiengang »Soziale Arbeit 
als Menschenrechtsprofession« möchte 
die Menschenrechtsidee mit ihren phi-
losophischen, theoretischen, ethischen 
und handlungsbezogenen Dimensio-
nen in der Sozialen Arbeit konsequent 
umsetzen. Ethischer Bezugsrahmen für 
den Studiengang sind, wie in der Inter-
nationalen Definition der Sozialen Arbeit 
festgeschrieben, die Prinzipien der Men-
schenrechte und der sozialen Gerechtig-
keit (IFSW, 2000).

Es ist jedoch keine Selbstverständlich-
keit in der »scientific and professional 
community«, dass den Menschenrech-
ten eine besondere Relevanz als Analy-
se-Instrument für soziale Probleme zuge-
schrieben wird und diese als zusätzliche 
diagnostische Grundlage für deren Be-
urteilung angesehen werden. Dies spie-
gelt sich auch in der Ausbildung von So-
zialarbeiterInnen wider. Der Masterstu-
diengang »Soziale Arbeit als Menschen-
rechtsprofession« integriert die Men-
schenrechte in alle Bereiche des Studi-
ums und des Curriculums, dies bedeu-
tet in Lehre, Forschung und Projektpra-
xis. Hierbei liegt ein besonderer Fokus 
auf den wirtschaftlichen, sozialen und 

kulturellen Rechten (WSK-Rechte oder 
Sozialrechte). Obwohl Menschenrechte 
als unteilbar gelten, sind diese umstrit-
tener und weniger geschützt als die po-
litischen, bürgerlichen und freiheitlichen 
Rechte (Fritzsche, 2004). 

Vor allem AdressatInnen der Sozialen 
Arbeit sind von der Verletzung ihrer So-
zialrechte betroffen. Sie gehören in der 
Regel zu besonders verletzlichen Grup-
pen, die auch in den UN-Dokumenten 
und Spezialkonventionen als »vulnerab-
le groups« bezeichnet werden. Zu die-
sen zählen u. a. behinderte Menschen, 
Frauen, Kinder, MigrantInnen, Arme, 
Erwerbslose, ethnische, religiöse und 
sprachliche Minderheiten sowie Opfer 
von kriegerischen Konflikten und Folter. 

Die Erforschung der Sozialrechtsver-
letzungen bei diesen Gruppen oder so-
zialen Kategorien, deren professionsbe-
zogene und öffentliche Artikulation so-
wie die lokale, nationale und internatio-
nale Einlösung der Sozialrechte wird so 
zum Schwerpunkt von Studium und Pra-
xis der Sozialen Arbeit (Staub-Bernas-
coni, 2011). Wichtig in diesem Zusam-
menhang ist die Kompetenz, zwischen 
geringfügigen, mittelschweren und 
schwerwiegenden Menschenrechtsver-
letzungen zu unterscheiden. Für die Um-
setzung von Menschenrechten in der 
Sozialen Arbeit ist das in der Fachlite-
ratur und Praxis bekannte »Doppelman-
dat« seitens der Träger und seitens der 
AdressatInnen nicht ausreichend. So-
ziale Arbeit als Profession hat ein drit-
tes Mandat seitens der Profession. »Das 
dritte Mandat seitens der Profession 
weist zwei Teildimensionen auf, nämlich 
wissenschaftsbasierte Interventionen im 
Hinblick auf Veränderungen auf der sozi-
alen Mikro-, Meso- und Makroebene so-
wie einen Ethikkodex, der im Fall der So-
zialen Arbeit … national und internatio-
nal die Menschenrechte und soziale Ge-

rechtigkeit als normative Leitlinien ent-
hält.« (Staub-Bernasconi. 2011, S. 31)

Menschenrechtsorientierung 
in internationalen Projekten  

Zur Ausbildung im zweiten Studienjahr 
gehört, neben Vorlesungen, Seminaren 
und Projektkolloquien, die konzeptuel-
le und didaktische Planung sowie prak-
tische Umsetzung und Evaluation eines 
fachlich begleiteten Projektes – und zwar 
wahlweise im Bereich der Menschen-
rechtsbildung, einer menschenrechtsba-
sierten Sozialarbeitspraxis oder als Inno-
vationsprojekt in der eigenen Trägeror-
ganisation. Um einen Eindruck von der 
Vielfalt der verschiedenen Projekte im 
In- und Ausland zu erhalten, hier einige 
Projektthemen aus dem 5. Masterstudi-
engang »Soziale Arbeit als Menschen-
rechtsprofession«:

� Mit 15 hat man noch Träume, mit 16 das Asylver-
fahren. Die Situation und der Umgang mit unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlingen (Schwen-
ke, 2009);

� Sensibilisierungs- und Öffentlichkeitsarbeit im 
Ratifizierungsprozess zur Um- und Durchsetzung 
der revidierten Europäischen Sozialcharta (ESC) 
durch die Schweiz (Gremminger et al., 2009);

� Studien zum Thema Hartz IV: »Leben mit Hartz 
IV« (Gurzeler et al., 2009), Folgen von Sozialhil-
fekürzungen bei Jugendlichen unter 25 Jahren 
(Grießmeier, 2009), teilnehmende Beobachtung 
zum Umgang mit den Leistungsansprüchen von 
ALG-II-EmpfängerInnen im Rahmen von Job-
centerbesuchen (Geier, 2009) sowie eine Lehr-
veranstaltung mit Studierenden zum Thema 
»Kinderarmut und Hartz IV« (Schroeder, 2009);

� Empowerment und Sensibilisierung von Men-
schen mit ungesichertem Aufenthaltsstatus zum 
Thema Recht auf Arbeit, Recht auf Lohn (Greve & 
Mamutovic, 2009);

� Unterrichtsentwicklung zum Thema Menschen-
rechtsbildung im 2. Studienjahr des deutsch-
sprachigen Bachelorstudienganges Sozialpäd-
agogik an der Saxion Hogeschool in Enschede/
Niederlande (Niehoff, 2009);

� Kindern eine Stimme geben. Radioworkshop in 
Enugu/Nigeria zu den Rechten von Kindern/Ju-
gendlichen mit besonderen Bedürfnissen (Feige, 
2009);

Art. 20 KRK entsprechend im Rahmen der 
Kinder- und Jugendhilfe unterzubringen.

Die Situation unbegleiteter minderjäh-
riger Flüchtlinge in Deutschland ist schon 
häufig Gegenstand von Kritik gewesen – 
auch seitens des UN-Ausschusses für die 
Rechte des Kindes. Insbesondere im Um-
gang mit 16- und 17-jährigen Flüchtlingen, 
die nach dem Aufenthaltsgesetz und dem 
Asylverfahrensgesetz verfahrensrechtlich 
wie Erwachsene behandelt werden, ver-
stößt Deutschland regelmäßig gegen die 

KRK. Die Minderjährigen werden häufig 
unter Verstoß gegen Art. 20 KRK in Asyl-
bewerberunterkünften für Erwachsene un-
tergebracht. Es passiert ebenso, dass sie 
in Abschiebungshaft genommen werden.

Fazit

Der Beitrag hat am Beispiel von Art. 20 
KRK aufgezeigt, dass die KRK in der deut-
schen Rechtsordnung keine ausreichen-
de Beachtung findet. Der Gesetzgeber 

muss endlich Gesetzesänderungen vor-
nehmen, um die KRK hinsichtlich unbe-
gleiteter minderjähriger Flüchtlinge umzu-
setzen. Im Übrigen sollte die deutsche Ge-
setzgebung umfassend auf den Prüfstand 
gestellt werden, um sie mit den Vorgaben 
der KRK in Einklang zu bringen. Dabei ist 
die Stärkung der Rechte von Kindern aus 
menschenrechtlicher Perspektive drin-
gend erforderlich. Die Rechtsträgerschaft 
von Kindern ist bis heute nicht einmal im 
SGB VIII ausreichend anerkannt.
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� Ausarbeitung eines Filmes zur Aufklärung min-
derjähriger Dienstmädchen in Cochabamba/Bo-
livien über ihre Rechte und Möglichkeiten bei der 
Verletzung dieser Rechte (Greischer, 2009).

Wie aus den Projektbeispielen deutlich 
wird, gehört zum übergeordneten Ziel 
des Studienganges, menschenrechtsre-
levante Themen in Sozialpolitik, Theo-
rie, Problem- und Handlungsfeldern der 
Sozialen Arbeit sowie in der eigenen Or-
ganisation und Praxis wahrzunehmen, 
zu beurteilen und dementsprechend zu 
handeln. Studierende sollen die Kompe-
tenz erlangen, dort, wo es sich um gra-
vierende Menschenrechtsverletzungen 
handelt, gemeinsam mit JuristInnen die 
Beschwerdeverfahren der UNO sowie 
des Europäischen Menschengerichts-
hofes zu nutzen (vgl. Prasad, 2011). Die 
Parallelberichterstattung der Zivilgesell-
schaft zuhanden der zuständigen UN-
Ausschüsse ist ein solches Beschwerde-
instrument. Sechs Studierende des Mas-
terstudienganges haben an einer Paral-
lelberichterstattung zum WSK-Pakt im 
Anschluss an ihre Projekte mitgewirkt.

Beispiel: Die Parallelbericht-
erstattung zum WSK-Pakt

Mit der Ratifizierung des WSK-Paktes hat 
Deutschland sich 1973 dazu verpflichtet, 
die Bestimmungen des Paktes einzuhal-
ten und die progressive Realisierung der 
WSK-Rechte voranzutreiben. In regelmä-
ßigen Abständen muss die Regierung 
den WSK-Ausschuss innerhalb eines 
Staatenberichtsprüfungsverfahrens über 
die Umsetzung des Paktes in Deutsch-
land informieren. Innerhalb dieses Ver-
fahrens haben Nichtregierungsorganisa-
tionen (NGOs) und andere VertreterInnen 
der Zivilgesellschaft das Recht, selbst so-
genannte »Parallelberichte« oder um-
gangssprachlich »Schattenberichte« vor-
zulegen. Grundlage für den Parallelbe-
richt sind der Pakt und der Staatenbe-
richt, die sich zur Aufgabe machen, aus 
ihrer Sicht Fehlendes, Kritisches – im Sin-
ne von Ergänzungen – einzubringen. Die 
Beiträge dieser Parallelberichte bieten 
den beteiligten NGOs eine Möglichkeit, 
aus den Kontakten mit den Menschen 
vor Ort berichten zu können und diesen 
eine Stimme zu verleihen. 

So leisteten sechs Studierende mit ih-
ren forschungsbasierten Studienprojek-
ten einen kritischen Beitrag aus ihrer So-
zialarbeitspraxis. Hierbei wurden drei 
Projekte, die sich mit der Hartz-IV-Thema-
tik befassen, eingebracht. In einem Teil-
projekt wurde eine Pilotstudie zum The-
ma »Leben mit Hartz IV« durchgeführt 
(vgl. Gurzeler et al., 2009). Anhand von 
Interviews mit allein lebenden Arbeitslo-
sengeld-II-BezieherInnen in Berlin wurde 
untersucht, inwieweit die Höhe des ALG 

II ein soziokulturelles Existenzminimum 
gewährleisten kann. Dabei wurde deut-
lich, dass sich die Betroffenen in prekä-
ren Lebenssituationen befinden und vor 
allem im letzten Drittel des Monats über 
zu wenig Nahrung und über keinen aus-
reichenden Zugang zur Gesundheits-
versorgung (Praxisgebühr, Zuzahlungen 
von Medikamenten) verfügen. 

Ein zweites Teilprojekt ging der Fra-
ge nach, wie sich eine Sanktionierung 
zu 100 % der ALG-II-Leistungen auf jun-
ge Erwachsene unter 25 Jahren aus-
wirkt. Die Untersuchung führte erfreuli-
cherweise zu einer Änderung der Hand-
habung dieser Fälle und zu einer Initia-
tive der Stadtregierung, ein möglichst 
deutschlandweites Moratorium einzu-
richten (vgl. Grießmeier, 2009). 

In einem dritten Teilprojekt ging es um 
die Erhebung des Umgangs der Mitar-
beiterInnen eines Jobcenters in Berlin 
mit ihren »Kunden« anhand von teilneh-
mender Beobachtung. Hierbei wurde 
deutlich, dass die MitarbeiterInnen des 
Jobcenters ihre Entscheidungen und 
den Umgang mit den Leistungsbeziehe-
rInnen teilweise willkürlich und entwür-
digend gestalteten (vgl. Geier, 2009). 

Es konnte anhand dieser drei Projekte 
deutlich gemacht werden, dass im Kon-
text des ALG-II-Bezuges das Recht auf 
angemessenen Lebensstandard (Art. 11, 
UN-Pakt I), das Recht, am kulturellen Le-
ben teilzunehmen (Art. 15, UN-Pakt I), 
sowie das Recht auf soziale Sicherheit 
(Art. 9, UN-Pakt I) verletzt werden. Die 
Studierenden ließen die Ergebnisse ih-
rer Studien in den Parallelbericht (Allianz 
für wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte, 2011) einfließen.

Die abschließenden Bemerkungen des 
WSK-Ausschusses der UNO zum Staa-
tenprüfverfahren fordern die Bundesre-
gierung u. a. dazu auf, »die Methoden 
und Kriterien zur Bestimmung der Höhe 
der Leistungen zu überprüfen und die 
Tauglichkeit der Kriterien regelmäßig zu 
überwachen, um sicherzustellen, dass 
die Höhe der Leistungen den Leistungs-
beziehern einen angemessenen Lebens-
standard ermöglicht« (Vereinte Natio-
nen, 2011, Seite 6). Das Beispiel der Mit-
wirkung von Studierenden am Parallel-
bericht zeigt, dass die UN-Menschen-
rechtskonventionen für Sozialarbeiten-
de ganz konkret handhabbar und nutz-
bar werden können.

Professionelles Selbstverständnis 
und Resonanz in der Praxis

Durch die im Studium erworbenen Kom-
petenzen entwickeln die Studierenden 
eine hohe professionelle Identität. Dies 
wird auch innerhalb der Befragung von 
AbsolventInnen des Masterstudiengan-

ges im Jahre 2009 bestätigt, die im Rah-
men des Reakkreditierungsprozesses 
durchgeführt wurde. 38 ehemalige Stu-
dierende der Studiengänge I bis IV ha-
ben an der Befragung teilgenommen, 
davon bezeichnen 95 % den Einfluss des 
Studiums auf ihr Professionsverständnis 
als stark bis sehr stark. Durch die ausge-
prägte professionelle Identität äußern 
die Befragten teilweise eine verbesser-
te Argumentationsfähigkeit und eine ge-
steigerte Selbstsicherheit. Dieser per-
sönliche und fachliche Gewinn spiegelt 
sich auch in der Gesamtbeurteilung des 
Studiums, 96 % gaben an, insgesamt zu-
frieden bis sehr zufrieden zu sein. 

In der Praxis Sozialer Arbeit müssen 
die Professionellen jedoch auch mit Wi-
derständen rechnen. Aus Sicht der Ab-
solventInnen ist die Menschenrechts-
orientierung in den klassischen Arbeits-
feldern Sozialer Arbeit manchmal auf 
Verwirrung oder Ablehnung gestoßen. 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung der 
Menschenrechte in der Praxis sind zu 
60 % auf die ArbeitgeberInnen und un-
mittelbaren Vorgesetzten und zu 41 % 
auf den Widerstand der KollegInnen zu-
rückzuführen. Nur drei Befragte bezeich-
nen die eigene fachliche Unsicherheit als 
Grund für die Umsetzungsschwierigkei-
ten. Auch waren 23 % der Befragten in 
einer Phase intensiver Beschäftigungs-
suche. Teilweise äußerten die potenzi-
ellen ArbeitgeberInnen z. B. die Angst, 
die AbsolventInnen könnten im Rah-
men ihrer täglichen Arbeit fachlich zu 
anspruchsvoll sein und von ihren Kolle-
gInnen zu viel fordern. Ein Großteil der 
AbsolventInnen blieb an der bisherigen 
Stelle: 26 % fanden hingegen sofort eine 
neue Stelle und wurden teilweise explizit 
aufgrund des im Studium erworbenen 
Wissens eingestellt (vgl. Staub-Bernas-
coni, 2009). 

Der Studiengang zielt nicht auf eine 
Spezialisierung im herkömmlichen Sin-
ne. Vielmehr geht er davon aus, dass die 
Fähigkeit zur Umsetzung der menschen-
rechtsorientierten Perspektive in allen 
Bereichen der Profession, das bedeutet 
in Lehre, Forschung und in den verschie-
densten Arbeitsfeldern der Praxis, zum 
Tragen kommen kann. Bezogen auf das 
Feld der Klinischen Sozialen Arbeit mit 
körperlich und psychisch behinderten 
und erkrankten Menschen als »vulne-
rable group« ginge es z. B. darum, die in 
der Psychiatrie verwendeten Diagnose-
instrumente nicht nur aufgrund sozialer 
und kultureller Dimensionen kritisch zu 
betrachten, sondern parallel dazu durch 
die Identifikation von Menschenrecht-
verletzungen zu ergänzen. Daneben gin-
ge es um die Stärkung der Patienten- 
und Behindertenrechte (vgl. Behinder-
tenrechtskonvention). 
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Die Bedeutung der Menschenrechte für die 
Praxis und in der Ausbildung der Sozialen Arbeit

Gülcan Akkaya
»Die Soziale Arbeit entspringt sowohl hu-
manitären als auch demokratischen Idea-
len« und zielt darauf ab, menschlicher Not 
zu begegnen und die Entfaltung mensch-
licher Ressourcen zu ermöglichen (Ver-
einte Nationen, 2000, S. 6). In der Praxis 
der Sozialen Arbeit sind daher die Men-
schenrechte allgegenwärtig. Die Kennt-

nisse der Menschenrechte und die Sen-
sibilisierung für Verstöße dagegen macht 
dieses Thema für die Ausbildung von 
SozialarbeiterInnen besonders wichtig. 
Menschenrechte, Menschenwürde, Soli-
darität und soziale Gerechtigkeit gehören 
zur Wertebasis der Sozialen Arbeit. 

Die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte

Die Menschenrechte bestehen aus zwei 
Komponenten: Menschen haben unteilba-
re Rechte, welche die ethische Basis der 
Menschenwürde sind. Menschenrechte 

Der Studiengang macht im Grunde 
nichts anderes, als das von den Inter-
nationalen Vereinigungen in Kooperati-
on mit der UNO konsensual erarbeitete, 
disziplinäre und professionelle Selbst-
verständnis in Theorie und Praxis Sozi-
aler Arbeit umzusetzen. Dies geschieht 
ohne jeden Anspruch, die einzige »Men-
schenrechtsprofession« zu sein. Im Rah-
men der Bildungsdekade der UNO 1995-
2004 wurden über 10 Berufe und Profes-
sionen daraufhin angesprochen, Men-
schenrechte in ihre Praxis einzuführen, 
nicht zuletzt auch deshalb, weil sie auch 
selber in der Gefahr stehen, Menschen-
rechte zu verletzen. 

Der Studiengang bereitet des Weite-
ren auch auf eine mögliche Promotion 
vor. Er möchte damit u. a. der Tatsache 
entgegenwirken, dass nur 18.7 % der 
ProfessorInnen, die an Fachhochschulen 
der Sozialen Arbeit lehren, ein Studium 
der Sozialen Arbeit durchlaufen haben 
(vgl. Amthor, 2008). 

Professionelle Soziale Arbeit war in ih-
ren Anfängen vor rund 120 Jahren zu ei-
nem großen Teil international ausgerich-
tet. Angesichts der sich heute formieren-
den Weltgesellschaft muss sich auch die 
Soziale Arbeit globalisieren. Die Soziale 
Arbeit braucht deshalb Sozialarbeitswis-
senschaftlerInnen und -praktikerInnen, 
die in den verschiedenen Arbeitsfeldern 
der Sozialen Arbeit sowohl auf der Mi-
kro-, Meso- als auch Makroebene, insbe-
sondere UNO-Ebene, zur Respektierung, 
zum Schutz und zur Umsetzung der Men-
schenrechte einen Beitrag leisten.

Allgemeine Informationen 
zum Studiengang

Der »Master of Social Work – Soziale Ar-
beit als Menschenrechtsprofession« wird 
vom »Zentrum für Postgraduale Studien 
Sozialer Arbeit in Berlin« in Kooperation 
mit der Alice Salomon Hochschule Ber-
lin, der Evangelischen Hochschule Ber-
lin, der Katholischen Hochschule für So-
zialwesen Berlin, dem Institut für Reha-
bilitationswissenschaften der Humboldt-

Universität zu Berlin, der Otto-von-Gue-
ricke-Universität Magdeburg – UNESCO-
Lehrstuhl für Menschenrechte, dem Ins-
titut für Soziologie der Universität Ba-
sel und dem Deutschen Institut für Men-
schenrechte angeboten. Der Abschluss 
wird in Form eines berufsbegleitenden, 
fünfsemestrigen Studiums erlangt, wo-
bei das fünfte Semester für die Master-
arbeit reserviert ist. Ausführliche Infor-
mationen unter www.zpsa.de. 

Die Autorinnen sind Absolventinnen 
des Studiengangs.

Anmerkung
*  Abschließende Würdigung des Studienganges 

am Tag der Vorortbegehung der Gutachterkom-
mission vom 19.11.2009.
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können niemandem abgesprochen wer-
den, sind von Geburt an gegebene Rech-
te, weder erworben, noch verdient oder 
verliehen. Artikel 1 der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte der Verein-
ten Nationen schreibt beide Komponen-
ten fest: »Alle Menschen sind frei und an 
Würde und Rechten gleich geboren.« Die 
Idee des Lebens in Würde geht von zwei 
Voraussetzungen aus: von der Freiheit 
und der Gleichheit (Hamm, 2003). Im Un-
terschied zu Rechtskategorien wie dem 
Mietrecht, das sich auf die gesellschaftli-
chen Rollen der Menschen als Vermiete-
rInnen oder MieterInnen bezieht, knüpfen 
sich die Menschenrechte weder an be-
stimmte Bedingungen noch an bestimm-
te gesellschaftliche Positionen (Bielefeldt, 
2007). Hier zeigt sich der anti-diskrimina-
torische Kern der Menschenrechte. 

SozialarbeiterInnen haben die beson-
dere Pflicht, in ihrer Praxis jede Art von 
Diskriminierung zu bekämpfen. Neben 
dem Gleichheitsgrundsatz sind alle wei-
teren Menschenrechte nach Maßgabe 
der Gleichberechtigung zu gewährleisten. 
Das Diskriminierungsverbot gilt für das 
Recht auf Bildung, die soziale Existenz-
sicherung, das Recht auf Gesundheit, für 
die Religionsfreiheit usw. Die Menschen-
würde zeigt sich darin, dass jeder Mensch 
als ein Subjekt freier Selbstbestimmung 
und freier Mitbestimmung geachtet wird. 

Mit Blick auf die Entwicklung der Men-
schenrechte lässt sich verstehen, wa-
rum bestimmte Rechte mehr oder we-
niger Aufmerksamkeit in unserer Gesell-
schaft erfahren (Akkaya, 2009). Die All-
gemeine Erklärung der Menschenrechte 
von 1948 beschließt die Etablierung von 
Menschenrechtsstandards im Rahmen 
der Vereinten Nationen. Mehrere völker-
rechtlich verbindliche internationale Men-
schenrechtskonventionen sind aus dieser 
hervorgegangen. 

Menschenrechte werden gemeinhin in 
drei Kategorien gefasst: die bürgerlichen 
und politischen Rechte (Freiheitsrechte), 
die wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-
len Rechte (Sozialrechte) und die kollekti-
ven Rechte. Die Freiheitsrechte gelten als 
die sogenannten negativen Rechte, die 
bürgerlichen und politischen Abwehr- und 
Gestaltungsrechte. Sie sollen den Staat 
davon abhalten und die BürgerInnen be-
rechtigen, etwas zu tun. Dazu gehören die 
Rechte auf persönliche Freiheit und Inte-
grität, Privatheit, Gewissens- und Religi-
onsfreiheit, das Recht auf Gleichbehand-
lung vor dem Gesetz etc. Die Sozialrech-
te beinhalten sogenannte positive Rechte. 
Diese Rechte verpflichten vor allem den 
Staat, etwas zu unternehmen, um allen 
BürgerInnen menschenwürdige Lebens-
bedingungen zu gewährleisten. Dazu ge-
hören das Recht auf einen angemessenen 
Lebensstandard, auf Nahrung, auf soziale 

Sicherheit, Bildung etc. Diese Rechte zie-
len darauf, soziale Gerechtigkeit, Freiheit 
von Armut und Not und die Teilhabe am 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-
len Leben durchzusetzen. Die kollektiven 
Rechte bezeichnen das Recht auf Entwick-
lung, auf Frieden und die Bewahrung ei-
ner sauberen Umwelt (Riedel, 1999).

Offenbar erfahren die Menschenrechte 
der drei Kategorien unterschiedliche Be-
wertungen. Im Unterschied zu den politi-
schen und bürgerlichen Menschenrech-
ten, die eine stärkere Akzeptanz genie-
ßen, finden wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Menschenrechte (WSK-Rechte) 
weniger Beachtung. Entsprechende Ziel-
setzungen verbleiben in der Regel im Sta-
dium politischer Absichtserklärungen (Ak-
kaya, 2010). Obwohl auf der Wiener Welt-
menschenrechtskonferenz im Jahr 1993 
die Unteilbarkeit aller Menschenrechte 
nochmals bekräftigt worden ist, genießen 
die WSK-Rechte nach wie vor wenig Ak-
zeptanz.

Menschenrechte in der 
Praxis Sozialer Arbeit

Gemäß der Definition des internationa-
len Berufsverbandes der Sozialarbeiten-
den sind die Prinzipien der Menschen-
rechte sowie die soziale Gerechtigkeit für 
die Soziale Arbeit von fundamentaler Be-
deutung. Dies gilt für Probleme wie Ar-
mut, Erwerbslosigkeit, Migration, Diskri-
minierung, Rassismus, Gewalt und de-
ren Folgen für Individuen, Familien, Ge-
meinwesen und ethnische Gruppen (Ak-
kaya, 2011). Anwendungsfelder der Men-
schenrechte in der Sozialen Arbeit um-
schließen Gruppen wie Frauen, Migran-
tInnen, SozialhilfebezieherInnen, Flücht-
linge, Minderheiten, Kranke, Menschen 
mit Behinderung, aber auch Kinder, die 
besonders anfällig für Menschenrechts-
verletzungen sind. Die Soziale Arbeit will 
die gleichwertige Teilhabe der Menschen 
am wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Leben sichern und fördern. In ihrer 
alltäglichen Praxis richtet sie sich deshalb 
vor allem auf die Einhaltung wirtschaftli-
cher, sozialer und kultureller Menschen-
rechte. 

AkteurInnen und Institutionen der Sozi-
alen Arbeit sind in ihrem öffentlichen und 
halböffentlichen Dienstverhältnis im Rah-
men ihrer Tätigkeit verpflichtet, die Men-
schenrechte zu respektieren und ihrer Kli-
entel zu helfen, diese einzulösen. Sozial-
arbeiterInnen sind in unterschiedlichen 
politischen und gesellschaftlichen Sys-
temen tätig. Sie verteidigen und wahren 
dort die Menschenrechte, vermitteln zwi-
schen den Interessen einzelner Personen 
und staatlichen Behörden und gewähren 
Rückhalt, wenn staatliches Handeln die 
Rechte und Freiheiten einzelner Personen 

und Gruppen bedroht (Vereinte Nationen 
et al., 1997).

Die Auseinandersetzung, welche 
Grundrechte allen Menschen zustehen, 
und die Frage, inwiefern universale Werte 
als allgemein verbindlich betrachtet wer-
den müssen, stehen im Mittelpunkt aktu-
eller Diskussionen. Darf man einem Men-
schen in Not die Sozialhilfe streichen? Wo 
liegen die Grenzen zwischen dem Zwang 
zur Teilnahme an einem Beschäftigungs-
programm und der verbotenen Zwangs-
arbeit? Wann ist der fürsorgerische Frei-
heitsentzug zulässig (Akkaya, 2011)? Wie 
können die Menschenrechte auf der sozia-
len Mikro, Meso- und Makroebene durch-
gesetzt werden (Staub-Bernasconi, 2008)? 
Diese Fragen stellen sich in der Praxis der 
Sozialen Arbeit und fordern, soziale Pro-
bleme aus der Menschenrechtsperspekti-
ve zu analysieren und sich für die Einhal-
tung und Durchsetzung der Menschen-
rechte einzusetzen. 

Explizit und implizit orientieren sich 
zahlreiche Standards im Sozialwesen an 
den Menschenrechten. Das Handeln der 
im Sozialwesen tätigen Personen muss 
sich in allen Tätigkeitsbereichen an diesen 
messen lassen. Dies gilt insbesondere im 
Umgang mit Menschen, deren Autono-
mie aufgrund ihres Alters, ihrer körperli-
chen oder geistigen Gesundheit oder aus 
wirtschaftlichen Gründen eingeschränkt 
ist. Oft ist Institutionen und Akteuren je-
doch die Relevanz der Menschenrechte 
für ihr Handeln wenig bewusst.

Menschenrechtsfragen in der 
Ausbildung Sozialer Arbeit

Die Befähigung zur Analyse und Umset-
zung von Menschenrechtsfragen ist un-
ter anderem Aufgabe der Hochschulaus-
bildung von SozialarbeiterInnen. Um das 
Bewusstsein bzgl. der Menschenrech-
te zu stärken, ist eine Menschenrechts-
bildung unerlässlich. Menschenrechtsbil-
dung will Menschen für die Idee der Men-
schenrechte sensibilisieren und den Er-
werb von Kompetenzen fördern, die den 
Einsatz für die Menschenrechte ermögli-
chen. Menschenrechtsbildung zielt auf die 
Förderung einer Kultur, in der Menschen-
rechte geschützt, geachtet und eingefor-
dert werden (Deutsches Institut für Men-
schenrechte et al., 2005). Bei der Durch-
setzung der Menschenrechte geht es ei-
nerseits um deren juristische Einlösung, 
andererseits um einen Beitrag zur Ent-
stehung einer menschenrechtsbezoge-
nen Alltags- und Öffentlichkeitskultur. Bis-
her wurde von einem Doppelmandat der 
Sozialen Arbeit gesprochen, das sich aus 
der Hilfe für die AdressatInnen und dem 
Auftrag der gesellschaftlichen Instanzen 
– den AkteurInnen und TrägerInnen des 
Sozialwesens – ergab. Staub-Bernasco-
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ni (2007, 2008) spricht von einem Tripel-
Mandat, bei dem als drittes Mandat die 
wissenschaftliche Fundierung des Berufs-
kodex hinzukommt. Damit sind Aufträge 
und Modifikationen oder Verweigerungen 
von Aufträgen durch die Träger und die 
AdressatInnen möglich.

Die Organe der Vereinten Nationen und 
des Europarates betonen seit Beginn der 
1990er-Jahre die Notwendigkeit, Men-
schenrechtsbildung insbesondere für Be-
rufsgruppen anzubieten, die in menschen-
rechtsrelevanten Arbeitsfeldern tätig sind: 
bei der Polizei, im Strafvollzugsdienst, als 
RichterInnen, Lehrpersonen usw. Gerade 
in den Curricula der Ausbildung von So-
zialarbeiterInnen muss diese Bildung stär-
ker verankert und fächerübergreifend the-
matisiert werden.

Das Konzept der Menschenrechtsbil-
dung umfasst drei Kernaufgaben: das 
Lernen über Menschenrechte, das Lernen 
durch Menschenrechte und das Lernen 
für Menschenrechte (Bielefeldt & Tirsch, 
2006). Das Lernen über Menschenrech-
te bezieht sich vor allem auf die Wissens-
vermittlung, umfasst das Verstehenler-
nen der Ideen der Menschenrechte und 
ihrer historischen Entwicklung, das Ken-
nenlernen der einzelnen Menschenrech-
te, der Konventionen und Verträge, der In-
strumente und Mechanismen zur Durch-
setzung der Menschenrechte, der Akteu-
rInnen und Organisationen in diesem Be-
reich. Über die reine Wissensaneignung 
hinaus wird Menschenrechtsbildung hier 
als ein struktureller Beitrag zur Förde-
rung eines Wissens über Menschenrech-
te im alltäglichen professionellen Han-
deln verstanden. Strukturelle und kultu-
relle Ursachen der Menschenrechtsver-
letzungen werden erkannt und themati-
siert. Beim Lernen durch Menschenrech-
te geht es um die Sensibilisierung für Hal-
tungen, Werte und Einstellungen, die Re-
flexion der Relevanz der Menschenrechte 
in der eigenen beruflichen Praxis und dem 
Professionsbild. Ziel ist es, die universel-
len Werte der Menschenrechte zu verste-
hen und ein Menschenrechtsbewusstsein 
zu entwickeln. Die dritte Ebene, das Ler-
nen für Menschenrechte, bezieht sich auf 
die Handlungsebene. Hier geht es um die 
gezielte Förderung von Kompetenzen für 
die Einhaltung und den Schutz der Men-
schenrechte.

Menschenrechtsbildung an 
der Hochschule Luzern

Die Hochschule Luzern – Soziale Arbeit 
(HSLU-SA) hat ein Ausbildungsprogramm 
entwickelt, in dem die drei oben genann-
ten Dimensionen der Menschenrechtsbil-
dung den inhaltlichen und konzeptionel-
len Rahmen einer Vermittlung der Men-
schenrechte liefern. Sowohl in der Ausbil-

dung als auch in der Weiterbildung wer-
den zahlreiche Veranstaltungen für Stu-
dierende der Sozialen Arbeit, aber auch 
transdisziplinär durchgeführt. Die Studie-
renden der Hochschule Luzern werden 
befähigt, sich in ihrem Berufsalltag für die 
Menschenrechte einzusetzen. Lehrveran-
staltungen und verschiedene Kooperatio-
nen mit anderen Institutionen und Organi-
sationen zeigen die weitreichenden Akti-
vitäten in diesem Bereich.

Für das Bachelorstudium des Studien-
gangs Soziale Arbeit wurde im Jahr 2004 
von der Autorin ein Modul zum Thema 
»Ethische Grundlagen der Sozialen Ar-
beit« entwickelt. Im Rahmen dieses Mo-
duls im Grundstudium wird – neben den 
Kursteilen Werte und Normen im mensch-
lichen Zusammenleben, ethische Grund-
lagen der Sozialen Arbeit – ein Schwer-
punkt Menschenrechte angeboten. Die 
Vorlesung zu den »Ethischen Grundla-
gen der Sozialen Arbeit« ist als Pflichtmo-
dul für alle Studierenden des Grundstudi-
ums konzipiert. In 30 Lektionen wird eine 
Einführung in die Menschenrechte, Men-
schenrechtsinstrumente und Konventi-
onen sowie AkteurInnen der Menschen-
rechte gegeben. Im Weiteren werden die 
Begründungslinien sowie die Universa-
lität der Menschenrechte diskutiert. An-
hand von Praxisbeispielen diagnostizieren 
die Studierenden Menschenrechtsfragen 
und Menschenrechtsverletzung in den 
verschiedenen Arbeitsfeldern der Sozia-
len Arbeit und lernen die Bedeutung der 
Menschenrechte für die Praxis kennen. 
Darüber hinaus initiiert die Hochschule 
Luzern – Soziale Arbeit Projekte im Rah-
men der Bachelor-Ausbildung zum The-
ma Menschenrechte. Einige Forschungs- 
und Weiterbildungsprojekte sind derzeit 
an der HSLU-SA in Planung. 

Neben diesem Modul im Bachelorstudi-
um der Sozialen Arbeit wird ein »Interdis-
ziplinäres Studienangebot – Menschen-
rechte« für alle Studierenden der Hoch-
schule Luzern, der Pädagogischen Hoch-
schule Luzern und der Universität Luzern 
angeboten. An diesem Wahlmodul neh-
men Studierende der verschiedenen Teil-
schulen – Technik und Architektur, Wirt-
schaft, Musik, Design und Kunst, Sozia-
le Arbeit – und der Universität sowie der 
Pädagogischen Hochschule Luzern teil. 
Die vielfältige Zusammensetzung der Stu-
dierenden ermöglicht es, die Menschen-
rechtsthematik aus verschiedenen Per-
spektiven zu betrachten und zu analysie-
ren. Die Studierenden schätzen hierbei 
den Austausch mit Kommilitonen aus an-
deren Disziplinen sehr. Das Thema der 
Menschenrechte erweist sich als beson-
ders geeignet, um die heute geforder-
te Transdisziplinarität und Interprofessio-
nalität zu erlernen und einzuüben (Staub-
Bernasconi, 2004).

Fazit

Die Soziale Arbeit hat den hohen An-
spruch, Menschenrechte als politische 
und soziale Rechte zu verwirklichen und 
diese als Maßstab für die eigene Praxis 
und Theorie zu verstehen. Die Respektie-
rung und die Umsetzung von Menschen-
rechten sind deshalb zentrale Anliegen, 
aber auch ständige Herausforderung im 
beruflichen Alltag von SozialarbeiterIn-
nen. Die Einhaltung der Menschenrechte 
ist eine Aufgabe, der sich die Verantwort-
lichen auf verschiedensten Ebenen immer 
wieder neu zu stellen haben. Die Soziale 
Arbeit ist dabei besonders gefordert, weil 
sie es mit Menschen in schwierigen Le-
benslagen zu tun hat und ihre Hilfe an der 
Schnittstelle zwischen staatlicher Autori-
tät und Individuum angesiedelt ist. Gerade 
hier ist das Bewusstsein für die Bedeutung 
der Menschenrechte besonders wichtig. 
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